
2. Be~1att 

y; 
Bei~latt zur P~rlamontskorrespondenz. 16. Jänner 1951. 

An"!ragc 

der Abge Ho I' n, R 0 1 z f ein d , Ä i g n CI' und Genossen 

an den Bundeskanzler, 

betreffend Durohführung des Jahresausgleiches· für Lohnsteuerpfliehtige. 

-.-e-.-
Infolge der durch das Nachziehverfahren und das 4. Lohn-und Preis­

übereinkommen hervorgerufenen Lohn- und Gehaltsänderungen sowie der Erwei­

terung dos Personankreises, dom die AntragsteIlung auf Durchführung des 

Jahresausg;l.eiches zusteht, chrchdas Steuoränderungsgesetz 1950, wir'd im 

Laufe des Mona ts Jänner eine sohr grosse Zahl von Bundesbeamten ven ihrer 

Dienstbehörde dio"Uborreicbung der entsprechenden Anträge an die Finanz­

ämter verlangen. Dar Anspruch des Lohnsteuerpflichtigen ist jedoch daran 

gebunden, dass gie Dienstbehörden die Änträge bis längst~na ;1. Jänner 

1951 boi don Finanzämtern überreichen. Es muss leider befürchtet werden, 

dass die Buchhaltungen der oinzelnen lmter die an sie gerichteten Auf­

forderuilgcn ni cht fristgerecht erfüllen könnon. 

Die gefertigten .Abgoordcnten'richten daher an den Herrn Bundes­

kanzler die nachstehonde 

Anfrages 

Ist der Horr Bundeskanzler bereit, dem Hohen Haus mitzuteilen" welche 

Vorkehrungen bei den lmtern getroffen wUrdon, um die klaglose,fristgerechto 

Abwioklung der Anträge auf Durchführung des Jahresausgleiches für lohn­

steuCrl)flichtilW Staatsangostell te zu. siehorn? 

-.-.-.-
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